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Anforderungen an die ärztliche Gutachtertätigkeit
Dr. ULRICH ROEHL,
Generalsekretär der Vereinigung der Juristen der DDR

Der juristisch-medizinische Arbeitskreis der Vereinigung 
der Juristen der DDR hat mit seinen Thesen „Rechtsfra­
gen der ärztlichen Begutachtungen“1 ein Resultat inter­
disziplinärer Diskussionen über die Frage vorgelegt, wie die 
medizinisch-wissenschaftliche Qualität der ärztlichen Gut­
achten erhöht, die Rationalität ihrer Erarbeitung verbes­
sert und ihre rechtlich-soziale Sachbezogenheit deutlicher 
gestaltet werden können. Auf der Grundlage des Rechts, 
der medizinischen Erkenntnisse und der forensischen Er­
fahrungen beider Disziplinen wurden allgemeingültige Ar­
beitsprinzipien für ärztliche Gutachter sowie Anforderun­
gen an Inhalt und Form der Gutachten dargelegt. Zugleich 
wurden Vorschläge unterbreitet, um neue Überlegungen 
und kritische Ansätze für die Umsetzung, Ergänzung und 
Vertiefung dieser Hinweise in den verschiedenen Fachbe­
reichen anzuregen.

Der Ausgangspunkt, das Bemühen um Fortschritte auf 
diesem Gebiet als juristische und medizinische Aufgabe 
anzusehen, liegt m. E. darin, daß für Ärzte und Juristen 
die rechtliche Funktion der Gutachten, ihr Wert für die 
Lösung rechtlich-sozialer Fragen in verschiedenen Lebens­
bereichen sowie die Verantwortung und beruflichen Sorg­
faltsanforderungen in Rechtsvorschriften festgelegt sind.2

Die ärztliche Gutachtertätigkeit verstehen wir als einen 
rechtlich ausgestalteten, medizinisch vielseitigen Bereich 
mit einer Fülle von Problemen der wissenschaftlichen, 
organisatorischen und ärztlich-praktischen Bewältigung im 
Interesse der Bürger und der Gesellschaft. Ärztliche Be­
gutachtung ist eine Form angewandter medizinischer Wis­
senschaft, eine Aufbereitung medizinischer Kenntnisse und 
Erfahrungen auf eine juristische Indikation. Schon dieser 
Gesichtspunkt zeigt uns an, daß immer das Vorfeld einer 
juristischen Entscheidung der Ausgangspunkt und die 
Zielstellung ärztlicher Gutachten ist, denn ohne juristische 
Problemstellung und ohne die Notwendigkeit, medizini­
sche Sachverhalte dafür aufzuklären, wäre kein Raum für 
eine ärztlich-gutachterliche Aussage. Sie stellt in jedem 
Fall eine Hilfe im Erkenntnisprozeß des beauftragenden 
Organs dar.

Rechte und Pflichten des ärztlichen Gutachters

Im gerichtlichen Verfahren ist das Sachverständigengut­
achten Beweismittel. Die Rechte und Pflichten des Gut­
achters sind gesetzlich so ausgestaltet worden (§§ 38 ff. 
StPO; §§59 ff. ZPO), daß für ihn keine Erkenntnisgrenzen 
bestehen, er Zugang zum Faktenmaterial hat und ihm 
prozessuale Wege zu Informationsgewinn und -Verarbei­
tung unter Beachtung der Rechte der betroffenen Bürger 
eröffnet sind. Aus der Funktion des Gutachters resultieren 
seine Pflichten im Straf- und Zivilverfahren. Dazu gehört 
vor allem die Pflicht,
— das Gutachten gewissenhaft und wahrheitsgemäß zu 

erstatten,
— vor Gericht das Gutachten zu vertreten und
— die festgestellten und erarbeiteten Informationen dem 

Gericht zu offenbaren.
Der Gutachter hat im Prozeß der Erarbeitung des Gut­

achtens auch die ärztlichen Grundpflichten zu erfüllen, wie 
sie sich aus den Grundsätzen der medizinischen Berufsaus­
übung ergeben, selbstverständlich unter Berücksichtigung 
der speziellen Beziehungen zwischen Gutachter und Pro­
banden. Das erfordert u. a., den Probanden über das Un­
tersuchungsvorgehen und das medizinische Anliegen der

Begutachtung aufzuklären, seine Zustimmung zu ärztlichen 
Maßnahmen einzuholen und außerhalb der Offenbarungs­
pflicht Verschwiegenheit zu wahren.

Die Rechte des Gutachters umfassen dementsprechende 
prozessuale Möglichkeiten, um zu Informationen zu ge­
langen, wie Akten einzusehen, Vernehmungen und Ver­
handlungen beizuwohnen und Fragen zu stellen (§ 42 
StPO; §60 ZPO). Die unbedingte Objektivität gutachterli­
cher Arbeit schließt für das gerichtliche Verfahren ein, 
daß für den Sachverständigen analog die Ausschließungs­
gründe zutreffen, die auch für Richter gelten (§157 StPO; 
§ 73 ZPO).

Die Rechte und Pflichten des Gutachters sind in den 
Prozeßordnungen überschaubar gestaltet. Deshalb stellt 
z. B. die Offenbarungs- und Wahrheitspflicht konkrete 
Anforderungen an die Erarbeitung des Gutachtens und 
seine Abfassung.

Zur Qualität und Rationalität ärztlicher Gutachten

So wie das Recht und seine Wirkungsweise in der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft vervollkommnet 
werden und die Medizin mit ihrem Erkenntnis- und An­
wendungsvermögen fortschreitet, stellt sich die Frage nach 
der Qualität und Rationalität der ärztlichen Gutachten 
immer aufs neue.3 Dabei müssen wir zugleich die ganze 
fachliche Vielfalt erfassen, das allgemeine Niveau heben 
und Schwierigkeiten überwinden. Das berührt auch die 
Fragen der Reduzierung gesellschaftlichen Aufwands und 
der unverzüglichen und medizinisch-fachlich wie recht­
lich richtigen Erledigung von Anliegen der Bürger und 
staatlichen Aufträgen. Es mag sein, daß die wiederholt 
hervorgehobene Forderung der Justizorgane, die Gutach­
ten in der gesetzlich festgelegten Frist, mithin in einer 
kurzen Zeit zu erarbeiten und ein hohes Maß an Rationali­
tät zu erreichen, allein als Erledigungsprinzip von Ge­
richtssachen erscheint. In der Tat ist die fristgemäße Ar­
beit eine wichtige gesetzliche Aufgabe. Sie ist jedoch un­
trennbar verbunden mit der Forderung nach Erhöhung 
der Aussagequalität der Gutachten, nach Überwindung 
einer bestimmten gestalterischen Schwerfälligkeit mancher 
Gutachten, nach Befreiung der Gutachten von unnötigem 
Ballast sowie nach medizinisch-wissenschaftlicher Fundie­
rung ihrer Ergebnisse und folglich mit der gesamten ärzt­
lichen Arbeitsweise bei der Erfüllung der gutachterlichen 
Aufgaben.

Gutachterliche Tätigkeit verlangt neben ausgeprägten 
medizinischen Fachkenntnissen unbedingt ein bestimmtes 
Maß an rechtlichem Wissen und Verständnis für das juri­
stische Problem, für die Beweisprinzipien des sozialisti­
schen Gerichtsverfahrens. Inhalt, Umfang und Aussage­
form des Gutachtens werden vor allem vom Auftrag selbst 
orientiert. Jedes darüber hinausgehende Interesse an wis­
senschaftlicher Fallaufbereitung oder theoretischer Ver­
tiefung muß vom Gutachten konsequent und auch formell 
getrennt werden. Dann wird es ausgedehnte Gutachten, 
in denen über das notwendige Maß an Fakten hinaus un­
nötig ein Teil der Akte gespeichert ist, nicht mehr geben.

Betrachten wir die Rechtsprechung des Obersten Ge­
richts in Strafsachen über einen längeren Zeitraum, so 
können wir feststellen, daß an Hand konkreter Fälle zu 
folgenden Problemen Stellung genommen wurde:
— Inhaltliche Abgrenzung der Aufgaben von Gutachter

und Gericht / Sicherung hoher Sachkunde in bezug auf


